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Erfahrungen aus der Praxis
Wirksame Arbeit einer 
gewerkschaftlichen Prozeßvertretergruppe

Gewerkschaftliche Prozeßvertretung zur W ahrung der Rechte 
der W erktätigen in Arbeitsrechtssachen (§ 301 AGB, § 5 ZPO) 
ist eine verantwortungsvolle Aufgabe der Vorstände und  
Leitungen der Gewerkschaften. Sie ist ein wichtiger Bestand­
teil der gewerkschaftlichen Interessenvertretung und darauf 
gerichtet, das sozialistische Arbeitsrecht verwirklichen zu  
helfen und seine gesellschaftliche W irksamkeit zu erhöhen. 
Die Prozeßvertretergruppe ist eine Arbeitsgruppe der 
Rechtskommission des FDGB-Kreisvorstandes und arbeitet 
auf der Grundlage der vom Sekretariat des FDGB-Bundes- 
vorstandes beschlossenen Ordnung über die gewerkschaftliche 
Prozeßvertretung und M itwirkung in arbeitsrechtlichen Ver­
fahren vom 1. August 1979 (FDGB-Informationsblatt 1979, 
Nr. 6).

Die gewerkschaftliche Rechtskommission ist beratendes 
Organ für den gewählten Vorstand bzw. die Leitung, hat 
also keine eigene Leitungsfunktion. Sie unterstützt den Kreis­
vorstand des FDGB bei der W ahrnehmung der gewerkschaft­
lichen Prozeßvertretung im arbeitsrechtlichen Verfahren, in­
dem sie für eine ständige ordnungsgemäße Arbeit der Pro­
zeßvertretergruppe sorgt, und sie nimmt Einfluß auf die 
Prozeßvertretung und M itwirkung durch die Betriebsgewerk­
schaftsleitungen ihres Territoriums (Beschluß des Sekretariats 
des FDGB-Bundesvorstandes über die Aufgaben der Rechts­
kommissionen der Gewerkschaften vom 24. November 1982 
[FDGB-Informationsblatt 1983, Nr. 1]).

Bei unserem FDGB-Kreisvorstand besteht seit mehr als 
einem Jahrzehnt eine Prozeßvertretergruppe, deren M itglie­
der alle einen entsprechenden Lehrgang absolviert haben. 
W enn bei der Kammer für Arbeitsrecht des Stadtbezirksge­
richts Einspruch gegen den Beschluß einer Konfliktkommis­
sion eingelegt bzw. nach § 25 ZPO Klage erhoben wird, wird  
der W erktätige darüber informiert, daß er die M öglichkeit 
hat, einen gewerkschaftlichen Prozeßvertreter in Anspruch zu  
nehmen.

Um die Vorbereitung der Prozeßvertretung zu beschleuni­
gen und damit effektiver zu machen, informiert der Vor­
sitzende der Kammer für Arbeitsrecht den Kreisvorstand  
des FDGB über das anhängige Verfahren und klärt mit dem  
Vorsitzenden der Rechtskommission beim Kreisvorstand, wer 
als gewerkschaftlicher Prozeßvertreter für das Verfahren vor­
geschlagen wird und wie er erreichbar ist. M it der Termins­
nachricht erhält der W erktätige das Angebot, einen gewerk­
schaftlichen Prozeßvertreter zu benennen. In etwa 80 bis 
85 Prozent aller Fälle machen die W erktätigen von dieser 
M öglichkeit Gebrauch und erteilen Prozeßvollmacht.

Voraussetzung für die namentliche Benennung eines Pro­
zeßvertreters ist natürlich, daß bei der Rechtskommission  
ein vom FDGB-Kreisvorstand bestätigter Plan vorliegt, in  
dem der Einsatz der Prozeßvertreter festgelegt ist. Für den  
Fall der Verhinderung eines Prozeßvertreters muß gewähr­
leistet sein, daß an seiner Stelle ein anderer Prozeßvertreter 
diese Aufgabe übernimmt. Lehnt der W erktätige gewerk­
schaftliche Prozeßvertretung ab, ist zu prüfen, ob im Verfah­
ren ein Gewerkschaftsvertreter gemäß § 5 Abs. 2 im  Auftrag 
seines Vorstands bzw. seiner Leitung mitwirkt und einen  
gewerkschaftlichen Standpunkt unterbreitet.

W enn eine gewerkschaftliche Prozeßvertretung übernom­
men wird, vereinbaren Prozeßvertreter und W erktätiger eine 
Aussprache, um den Sachverhalt und die Rechtslage zu er­
örtern. Die Rechtskommission legt W ert darauf, daß diese 
Aussprache möglichst im  Betrieb des W erktätigen stattfindet, 
damit der Prozeßvertreter ggf. M itglieder der betrieblichen  
Gewerkschaftsleitung oder den Gewerkschaftsvertrauens­
mann zu Einzelfragen des Sachverhalts und zur Persönlich­
keit des W erktätigen konsultieren kann.

Es hat sich bei uns bewährt, die Erfahrungen der Prozeß­
vertreter sofort zu analysieren und entsprechende Schlußfol­
gerungen für die weitere Arbeit zu ziehen. Auf einige Er­
fahrungen, die wir in der Rechtskommission aus der Arbeit 
der Prozeßvertretergruppe gewinnen konnten, soll hier ein­
gegangen werden:

1. W ir halten es nicht für sinnvoll, die Prozeßvertreter 
auf bestimmten Rechtsgebieten zu spezialisieren (z. B. für 
Fragen der Änderung und Beendigung von Arbeitsrechtsver­
hältnissen, für lohnrechtliche Fragen oder solche der mate­

riellen Verantwortlichkeit). Das würde u. E. einem evtl, not­
wendig werdenden Austausch von Prozeßvertretern (z. B. bei 
Krankheit oder arbeitsmäßiger Verhinderung des bereits be­
nannten Prozeßvertreters) entgegenstehen. Lediglich im Neu­
ererrecht ist es u. E. zweckmäßig, eine Spezialisierung vorzu­
nehmen, da hier besondere Kenntnisse erforderlich sind. 
Dennoch sollten auch auf diesem Gebiet mehrere Prozeßver­
treter sofort einsatzbereit sein.

2. Die ständige Qualifizierung der Prozeßvertreter ist un­
erläßlich. Zur Zeit nutzen wir dafür die Auswertung aus­
gewählter Verfahren durch den Vorsitzenden der Kammer 
für Arbeitsrecht; so erhalten wir Hinweise auf Literatur, auf 
entsprechende Urteile des Obersten Gerichts usw. M anchmal 
nehmen mehrere Prozeßvertreter auch als Zuhörer an Ver­
fahren beim Stadtbezirksgericht teil, die geeignet sind, neue 
Erkenntnisse zu vermitteln.

3. Jedes M itglied der Prozeß vertretergruppe sollte nicht 
mehr als eine Prozeßvertretung im M onat wahrnehmen. Da­
mit erreichen wir, daß alle auf dem laufenden bleiben und  
zugleich keiner überlastet wird.

4. Die Vorbeugung von Arbeitsrechtsstreitigkeiten ist eine 
wichtige Seite unserer Tätigkeit, der wir noch größere Auf­
merksamkeit widmen müssen; denn Arbeitsrechtskonflikte 
hemmen die Anstrengungen der W erktätigen zur Erreichung 
hoher Arbeitsergebnisse. W enn die Prozeßvertreter z. B. fest­
stellen, daß in bestimmten Betrieben, vor allem in Klein- und  
mittleren Betrieben, immer wieder die gleichen Fehler bei 
der Anwendung des Arbeitsrechts gemacht werden, dann ist 
es erforderlich, daß das Sekretariat des FDGB-Kreisvorstan­
des das übergeordnete Organ, z. B. den W irtschaftsrat des 
Bezirks, informiert. Das Sekretariat organisiert auch gemein­
sam mit der Handwerkskammer arbeitsrechtliche Schulungen  
für Handwerksmeister, um Fehlem bei der Anwendung des 
Arbeitsrechts in diesem Bereich vorzubeugen. Ebenso wer­
den die Zusammenkünfte der BGL-Vorsitzenden für Hin­
weise genutzt, und die Rechtskommission des FDGB-Kreis­
vorstandes lädt im Auftrag des Sekretariats auch regelmäßig 
Vertreter der betrieblichen Rechtskommissionen zu den Sit­
zungen der Rechtskommission des Kreisvorstandes ein, um  
über die Rechtsarbeit in diesen Betrieben zu sprechen. Auch  
staatliche Leiter berichten vor dem Sekretariat über die 
Rechtsarbeit im  Betrieb. Schließlich nutzen wir die Schulun­
gen der Konfliktkommissionen, um dort Erfahrungen der 
Prozeßvertretergruppe zu vermitteln.

Unsere Erfolge führen wir vor allem darauf zurück, daß  
jeder einzelne Prozeßvertreter seine Aufgaben mit hohem  
Verantwortungsbewußtsein wahrnimmt, daß eine enge Zu­
sammenarbeit mit dem Stadtbezirksgericht besteht und daß  
die Prozeßvertretergruppe vom FDGB-Kreisvorstand ständig 
Anleitung erhält.
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Nochmals: Rechtsfolgen des Verzugs 
bei der Rückzahlung verzinslicher Darlehn

I
In „Fragen und Antworten“ (NJ 1984, Heft 1, S. 26) ist die Auf­
fassung vertreten worden, daß im Falle des Verzugs bei der 
Rückzahlung eines verzinslichen Darlehns nur Verzugszin­
sen in Höhe von 4 Prozent gemäß § 86 Abs. 3 ZGB und nicht 
mehr die vereinbarten Darlehnszinsen zu zahlen seien. Die­
sem Rechtsstandpunkt ist A. M  а г к о in NJ 1984, Heft 8,
S. 328, entgegengetreten. Er kommt dabei zu Ergebnissen, 
denen ich widersprechen muß.

1. Darlehnsverträge zwischen Bürgern sowie zwischen ge­
sellschaftlichen Organisationen und Bürgern haben gemäß  
§ 233 Abs. 2 ZGB die Gewährung von Darlehn als persönliche 
finanzielle Hilfe zum Inhalt. Für die Gestaltung der Dar­
lehnsbeziehungen enthält das ZGB in den §§ 244, 245 ZGB  
einen gesetzlichen Vertragstyp, der eindeutig die M öglichkei­
ten und Grenzen der Partner bei der eigenverantwortlichen  
Gestaltung ihrer Beziehungen bestimmt. Es wird ihnen jener


